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Welches wäre die beste Familienpolitik für unser Land? Die Frage ist schwer zu beantworten, denn die Effekte von steuerlichen oder sozialpolitischen Maßnahmen lassen sich kaum vorhersagen. Es steht jedoch außer Zweifel, dass die bundesdeutsche Familienpolitik der letzten Jahrzehnte unzureichend war. Wie sonst ließe sich erklären, dass die Kinderzahlen je Frau seit über 30 Jahren unabhängig von Regierungskonstellationen und wirtschaftlicher Verfassung nahezu unverändert auf dem heutigen, im weltweiten Maßstab ungewöhnlich niedrigen Niveau verharren, und dieses deutlich unter der Wunschkinderzahl der Menschen liegt. 

Mangels Vorhersagbarkeit müssen wir einen Blick über die Grenzen werfen, in andere, im wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungsstand vergleichbare Länder Westeuropas. Dort liegen die Kinderzahlen je Frau entweder höher oder aber noch niedriger. Westeuropaweit variiert die Fertilität um bis zu 50 Prozent. Eine Differenz, die sich (auch) durch eine unterschiedliche Familienpolitik und durch unterschiedliche sozioökonomische Bedingungen erklären lässt. 

Interessanterweise stellt der Vergleich ein paar landläufige Annahmen auf den Kopf. So sind es tendenziell nicht etwa die ärmeren Länder (wie Spanien, Italien oder Deutschland), sondern die reichen (wie Irland, Norwegen und Island), also jene mit dem höchsten Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, in denen am meisten Kinder pro Frau geboren werden. Nicht die Länder, in denen ein traditionelles Frauen- und Familienbild vorherrscht, sondern jene, in denen die Gleichstellung der Geschlechter am weitesten fortgeschritten ist, weisen die höchste Fertilität auf. So korrelieren eine hohe Erwerbstätigkeit von Frauen
 und ein gutes Betreuungsangebot für Kleinkinder mit hohen Kinderzahlen, während hohe Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen und ein hohes Ungleichgewicht im Ausmaß der Arbeitslosigkeit mit niedrigen Kinderzahlen einhergehen. Die Summe der Sozialausgaben für Familie und Kinder hat demgegenüber einen vergleichsweise geringen Einfluss auf das Ausmaß der Familiengründung.

Was lässt sich daraus lernen? Dass Familienpolitik wirkt, wenn sie an der richtigen Stelle einsetzt. Dass sich die Familienpolitik an diese veränderten Lebenswirklichkeiten anpassen muss. Und dass ein politisch forciertes Zurück zu alten Familienverhältnissen mit einem männlichen Alleinverdiener und der Frau am Herd mit Sicherheit nicht zu höheren Kinderzahlen führen würde. 

Hintergrund der veränderten gesellschaftlichen Rolle der Frau ist die Bildungsrevolution der 1960er Jahre, die generell breiteren Bevölkerungsschichten Zugang zu höherer Bildung ermöglicht hat. Junge Frauen haben davon bis heute stärker profitiert als Männer. Sie sind nicht nur zahlenmäßig häufiger an Gymnasien und Universitäten vertreten, sondern weisen mittlerweile auch bessere Ergebnisse vor. Insofern ist es kaum verwunderlich (und ökonomisch auch sinnvoll), dass sie mit dieser Bildung etwas anfangen wollen, nämlich einem möglichst anspruchsvollen Beruf nachgehen. Sie tun dies auch um sich und ihre Kinder im Falle einer Trennung vom Partner vor sozialem Abstieg und Armut zu schützen. Insgesamt leisten Frauen in vielen Wirtschaftsbereichen längst einen unverzichtbaren ökonomischen Beitrag. Schulen, Krankenhäuser, der gesamte Dienstleitungs- und Forschungsbereich wären ohne Frauen nicht mehr zu betreiben. Gleichzeitig wollen junge Frauen aber mehrheitlich auch eine Familie gründen. Folglich liegen in jenen Staaten die Kinderzahlen niedrig, in denen berufliche Ambitionen mit dem Wunsch nach Familie kollidieren. Frauen entscheiden sich in Deutschland immer öfter für eine Karriere – unter anderem, weil die beiden Ansprüche schwer zu vereinbaren sind.

Der Staat muss im Rahmen seiner Vorsorgepflicht reagieren, denn Kinder sind von übergeordnetem gesellschaftlichem  Interesse und im Sinne einer sozial nachhaltigen Entwicklung zu fördern, auch wenn die Politik in Deutschland lange nicht dieser Auffassung war. Zu empfehlen wäre deshalb ein Vier-Säulenmodell zur Modernisierung der deutschen Familienpolitik.
Erstens sollte es Frauen und Männern erleichtert werden, Familien- und Berufsleben parallel zu führen. Dazu gehören, nach dem Vorbild anderer Länder, kostenlose Betreuungsmöglichkeiten für Kinder, ganztägig möglichst ab dem zweiten Lebensjahr. Dazu gehört auch ein besser qualifiziertes Personal, das die Betreuung nach neusten Erkenntnissen der Frühpädagogik gewährleistet und in dem frühen und wichtigsten aller Lernfenster die Grundlagen zu Sprachfähigkeit und Wissenserwerb legt. Anzuraten wäre ein verbindliches Vorschuljahr (nach holländischem Modell), in dem Kinder nicht verwahrt, sondern bereits ihren Fähigkeiten gemäß gebildet werden. Die Pisa-Studie belegt, dass in kaum einem Industrieland die Bildungskarriere der Kinder so stark von der sozialen Herkunft der Eltern bestimmt wird. Das Vorschuljahr könnte diese Chancenungleichheit beseitigen helfen. Es würde beispielsweise Migrantenkindern jene sprachlichen Fähigkeiten vermitteln, die Voraussetzung dafür sind, überhaupt aktiv an dem Schulunterricht teilnehmen zu können.   

Zweitens sind alle Möglichkeiten auszuschöpfen, mit denen sich der Druck auf Menschen im Alter von 25 bis 40 Jahren reduzieren lässt. In dieser heißen Phase des Lebens konkurrieren Ende der Ausbildung, Einstieg ins Berufsleben, erstes Profilieren im Beruf unter unsicheren Arbeitsplatzbedingungen, Partnerfindung und Familiengründung um die rare Ressource Zeit. Gerade für Frauen ist das Zeitfenster für Nachwuchs aus biologischen Gründen begrenzt. Hinzu kommt eine Unsicherheit im Erwerbsleben, die dadurch entsteht, dass die geburtenstarken Jährgänge der in den 1950er und 1960er Jahren Geborenen häufig die gut bezahlten Jobs blockieren. Unsicherheit ist aber soziales Gift für eine Generation, die jetzt Kinder bekommen sollte.  

Um die heiße Phase abzukühlen und das zeitliche Fenster zur Familiengründung zu vergrößern, sind kürzere Ausbildungszeiten genauso sinnvoll wie Maßnahmen, die zu einem früheren Abkoppeln der Jugendlichen von ihrem Elternhaus führen. Deutschland gehört zu jenen Ländern, in denen junge Männer besonders lange im „Hotel Mama“ wohnen bleiben. Dies unterbindet die Selbstständigkeit, untergräbt den Bindungswillen von Männern, lähmt das Verantwortungsbewusstsein und verringert damit die Wahrscheinlichkeit zur für die Gründung von Familien. 
 Das skandinavische Beispiel zeigt, dass Arbeitslosengeld oder Bafög, das an junge Menschen nur dann im vollen Umfang bezahlt wird, wenn sie nicht bei ihren Eltern wohnen, dazu beiträgt, dass sie früher von zuhause ausziehen. Beispiel Skandinavien: Dort erhalten junge Menschen Arbeitslosenhilfe oder Bafög nur dann in vollem Umfang bezahlt, wenn sie nicht bei ihren Eltern wohnen. Das trägt dazu bei, dass sie früher von zu Hause ausziehen. In diesen Ländern endet auch die Fürsorgepflicht der Eltern früher als hierzulande, was ebenfalls dazu führt, dass die jungen Menschen in jüngeren Jahren lernen, auf eigenen Beinen zu stehen. 

Kinder passen schlecht in diese heiße Phase des Lebens. Sie lassen sich nur schwer in das verfügbare Zeitbudget berufstätiger Eltern einpassen, insbesondere dann, wenn diese in Berufen der modernen Dienstleistungsbranchen tätig sind, die eine hohe Mobilität und Zeitflexibilität erfordern. Außerhalb des direkten Einflussbereichs der Politik sollten deshalb Unternehmen flexible Arbeitszeiten für Frauen und Männer anbieten und weniger Flexibilität fordern. Erste Erfahrungen zeigen, dass sich damit die Motivation der Mitarbeiter erhöhen und der Krankenstand senken lässt, sich familienpolitisches Engagement somit auch direkt in wirtschaftlichen Nutzen umsetzen lässt. Eine familienfreundliche Arbeitswelt sollten sich auch die Gewerkschaften auf die Fahnen schreiben, die dem demografischen Wandel bisher mit bemerkenswerter Ignoranz begegnen. 

Drittens ist eine finanzielle Gleichstellung von Familien gegenüber Kinderlosen anzustreben, was zunächst einmal eine Frage der sozialen Gerechtigkeit ist. Die wirtschaftliche Lage von Familien hat sich in den vergangenen Jahrzehnten im Vergleich zu Kinderlosen stetig verschlechtert. Derzeit sind Eltern im Alter schlechter gestellt als Kinderlose, weil sie Ausfälle im Erwerbsleben - und damit auch Einzahlungsmöglichkeiten in die staatliche wie in die private Vorsorge - zu verkraften haben, dieses Defizit aber später nicht kompensiert wird. Das Aufziehen von Kindern verschafft der Allgemeinheit einen kollektiven ökonomischen Nutzen, weil Kindern Konsumenten sind, einmal und später Produzenten, Denker und Erfinder und Einzahler in die Steuer- und Sozialsysteme werden. 

Der Soziologe Franz-Xaver Kaufmann spricht in diesem Zusammenhang von einer verteilungspolitischen Perversität. Deshalb ist es auch nicht korrekt, bei Kinder- und Elterngeld oder bei beitragsfreien Kindergärten von Subventionen zu sprechen. Nach dieer Sichtweise In diesem Fall müssten auch Schulen als Subventionen für Kinder definiert werden – in Wirklichkeit sind sie aber Investitionen in eine gesamtgesellschaftliche Zukunft. Ökonomisch gesehen müsste man den Gemeinwesen-Nutzen von Kindern eher als Subvention für Kinderlose einstufen. Wenn sich Eltern um ihre Kinder kümmern, ist ihre Erwerbsbeteiligung zwangsläufig geringer als die der Restbevölkerung. Und dafür brauchen Familien einen Ausgleich. Das jüngst verabschiedete Elterngeld ist demnach ein erster Schritt in die richtige Richtung, denn es ermöglicht Vätern wie Müttern ohne massive finanzielle Einbussen mehr Zeit für das Projekt Familie aufzuwenden. Es drängt zudem Väter (ein klein wenig), einen Beitrag zu diesem Projekt zu leisten. Dies ist besonders wichtig, weil in einer erwerbsorientierten Gesellschaft nur durch eine Rollenveränderung der Männer ein familienfreundlicheres Umfeld zu erzeugen ist. Denn Frauen stoßen zwangsläufig an die Grenze ihrer Kapazitäten, wenn sie bei gleichen ökonomischen Verpflichtungen auch noch die volle Belastung durch Kinder zu tragen haben. 

Des Weiteren wäre das Ehegattensplitting durch ein Familiensplitting wie in Frankreich zu ersetzen. Ersteres fördert die volkswirtschaftlich unsinnige Berufsuntätigkeit vor allem qualifizierter verheirateter Frauen und benachteiligt Familien, in denen beide Elternteile einem Gelderwerb nachgehen. Das Familiensplitting hingegen ermittelt die Steuerlast eines Haushaltes auf Basis der Anzahl der dort lebenden Familienmitglieder. 

Viertens brauchen wir dringend ein gesamtgesellschaftliches Bekenntnis zu Kindern. Für eine steigende Zahl von Menschen ist es mittlerweile normal, ein Leben ohne Kinder zu führen. Kindern kommt zunehmend das Gefühl für Geschwister, für Tanten und Onkel, für Cousinen und Cousins abhanden. Der Gemeinschaft geht damit eine soziale Erfahrung verloren, von der man historisch nicht weiß, wie und ob man sie so einfach wiedergewinnen kann. Kinder sollten deshalb so schnell wie möglich wieder ein ganz normaler Bestandteil des Lebens werden. Das politische Bekenntnis, dass von klar erkennbaren und wirkungsvollen Maßnahmen unterfüttert werden sollte, muss zu einer parteiübergreifenden Verlässlichkeit führen, damit sich Familien unabhängig von Regierungslaunen langfristig auf diese neuen Rahmenbedingungen einstellen können. Der Erfolg der französischen Familienpolitik beruht nicht zuletzt darauf, dass sie seit fast einem Jahrhundert konsequent eine klare Linie durchhält und damit auch die Mentalität der Bürger und ein selbstverständliches Bekenntnis aller Gesellschaftsschichten zu Kindern prägt. 

All diese Maßnahmen werden – keine Frage – Geld kosten. Familienpolitik ist keine kosmetische Maßnahme, um einem kurzlebigen Trend zu folgen oder Wählerstimmen zu erheischen. Familienpolitik sollte wegen der langen Vorlaufzeit demografischer Prozesse langfristig orientiert und nachhaltig sein. Der Staat und die Unternehmen sind zu solchem Handeln durchaus in der Lage. Kapitalintensive Langfristinvestitionen wie Kraftwerke, Trinkwassersysteme oder Kläranlagen werden mit einem Horizont von wenigstens vier Jahrzehnten geplant. Für die wichtigste aller Zukunftsinvestitionen – für Kinder – sollte man nicht weniger Weitsicht aufwenden.

� In Deutschland ist das Verhältnis genau umgekehrt: Hierzulande liegen die Kinderzahlen dort am höchsten, wo Frauen am wenigsten erwerbstätig sind. Ein Zeichen, dass Familie und Beruf schwer zu vereinbaren sind. 
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